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Grundsätze der Verwaltungstätigkeit
Gesetzmässigkeitsprinzip (Legalitätsprinzip): Die öffentliche Verwaltung ist in der Ausübung Ihrer Tätigkeit NICHT frei, denn sie ist keine selbständige Organisation, sondern ausschliesslich Hilfsorgan bzw. Ausführungsorgan für Regierungsrat bzw. Gemeinderat! Jede Tätigkeit, jede Handlung, aber auch jede «NICHT-Handlung, muss auf einer gesetzlichen Grundlage beruhen werden können! 

Verhältnismässigkeit (Was ist das Ziel): Entscheid muss geeignet (tauglich für Zielerreichung), erforderlich (kein milderer Entscheid führt zum Ziel) und zumutbar (in vernünftigem Verhältnis zwischen privatem und öffentlichem Interesse) sein und das im öffentlichen Interesse liegende Ziel zu erreichen.

Ermessen: Freiraum in der Rechtsanwendung, denn nicht jeder Sachverhalt kann rechtlich bis ins letzte Detail geregelt werden. Immer im Rahmen des Gesetzes, hingegen wird den Umständen besser entsprochen.

Rechtsgleichheitsprinzip: Es ist den Behörden verboten, unterschiedlich zu handeln, wenn keine rechtserheblichen Unterscheidungen vorliegen.

Willkürverbot (Bundesverfassung Art. 9)
Der Rechtsverkehr zwischen Bürger und Verwaltung soll von gegenseitigem Vertrauen getragen Volk muss sich darauf verlassen können, dass unsere Handlungen rechtlich sind. 
[image: ][image: ]
Sie müssen wissen, welche Informationen und Auskünfte Sie an wen weitergeben dürfen, sonst könnte es passieren, dass Sie ungewollt straffällig werden.

Der Datenschutz und das Amtsgeheimnis schränken die Auskunftstätigkeit ein. Es ist deshalb wichtig, dass Sie den Sinn und Zweck verstehen und darauf aufbauend auch den Handlungsspielraum bzw. die Unterscheidung kennen, wann Sie etwa verpflichtet sind Auskunft zu geben und wann Sie Daten schützen müssen. 

[image: ]Bereits beim Erstellen eines neuen Dokumentes müssen Sie wissen, ob dieses allenfalls archiviert werden muss. Es gibt Dokumente, die von Gesetzes wegen für eine gewisse Zeit oder dauernd aufbewahrt werden müssen. 
Dieses Leistungsziel könnte dazu führen, dass Sie an der Abschlussprüfung anhand von ganz konkreten Beispielen aus ihrem Arbeitsalltag anhand von Beispielen erklären müssten, wie die Archivierung geregelt ist. Archivbewirtschaftung (Zuständigkeiten, Fristen usw.) müssen beschrieben werden können. Ebenso möchte der Experte vielleicht anhand von 2 – 3 Beispielen hören, ob Sie für konkrete Dokumente aus ihrem Lehrbetrieb die Aufbewahrungsgrundsätze und Fristen der Archivierung kennen.

Öffentlichkeitsprinzip = ist im Prinzip alles öffentlich?
[image: ][image: ]Auf Bundesebene finden wir Antworten in folgenden Gesetzen (Systematisch abgelegt unter Rubrik <Meinungs- und Informationsfreiheit>: www.admin.ch/bundesrechtQuelle 1: SR 152.3 Öffentlichkeitsgesetz BGÖ, Art. 6 und 7

Beispiele von Publikationen Ihrer Gemeinde / Ausbildungsbetrieb:

Beispiele von öffentlichen Dokumenten und Informationen:





Im Kanton TG sind Merkblätter und Amtsstellen online. 
In Gemeinden: Mitteilungsblatt oder Mitteilungsorgan (Informationen aus dem Gemeinderat)
Bund=www.parlament.ch (Amtliche Sammlung chronologisch nach Veröffentlichungsdatum, systematische Rechtssammlung nach Thema)
Bundesgesetz über das Öffentlichkeitsprinzip der Verwaltung
BGÖ Art 1 Zweck und Gegenstand:

Dieses Gesetz soll die Transparenz über den Auftrag, die Organisation und die Tätigkeit der Verwaltung fördern. Zu diesem Zweck trägt es zur Information der Tätigkeit der Verwaltung bei, indem es den Zugang zu amtlichen Dokumenten gewährleistet. 


Das Wissen, dass unser Handeln und die Grundlagen unseres Handelns öffentlich sind, sollte unser Bewusstsein für unsere Handlungen schärfen, denn wir müssen uns jederzeit rechtfertigen können und unser Handeln vertreten können (Legalitätsprinzip!). Sämtliche Tätigkeiten der öffentlichen Verwaltung werden durch Steuergelder finanziert – somit müssten die Behörden bestrebt sein, die grösstmögliche Transparenz zu gewährleisten.

Das Thurgauer Volk hat am 19. Mai 2019 mit über 80 % Ja-Stimmen die Initiative Offenheit statt Geheimhaltung gutgeheissen. Bislang war die Tätigkeit der Verwaltung grundsätzlich geheim: Nun wird das Öffentlichkeitsgesetz auch in der Thurgauer Verfassung verankert. 


Bislang hatte der TG und ein Drittel aller Kantone in der Schweiz, keine Zugangsregelung zu amtlichen Dokumenten auf Gesetzes- oder Verfassungsstufe verankert. Es gab jedoch schon vorher eine verfassungsmässige Informationspflicht durch die Behörden (Verfassung des Kantons Thurgau vom 16. März 1987 (KV; RB 101) § 11, Abs. 2). Demnach gilt der Grundsatz, dass der RR und die Verwaltung die Öffentlichkeit offen, umfassend, verständlich und frühzeitig über ihre Tätigkeit informieren muss (soweit dies von allgemeinem Interesse ist). Welche Informationen die Behörden mitteilen, lag in deren pflichtgemässem Ermessen. Ausserdem haben gemäss § 14 des Verwaltungsrechtspflegegesetzes Beteiligte Anspruch auf Akteneinsicht, wenn keine wichtigen öffentlichen oder schutzwürdigen privaten Interessen entgegenstehen.
 Zielsetzung 1.1.3.4.1 Auskunftsrecht
Individueller Zugang zu Informationen auf Anfrage oder Gesuch
Beispiele: 


Öffentlichkeitsprinzip und Einschränkungen des Öffentlichkeitsprinzips am Beispiel von 
Legislative und Exekutive
Legislative = Sitzungen sind öffentlich
Die Protokolle der Legislative sind einsehbar. Sobald ein Gesetz verabschiedet oder eine Massnahme/Leistung beschlossen ist, wird diese im Amtsblatt/in der amtlichen Rechtssammlung publiziert. Auch die Sitzungen sind öffentlich – schliesslich sind es vom Volk gewählte «Vertreter».
Exekutive = nicht öffentlich: Weil Exekutive nach internen Abstimmungen einen Mehrheitsbeschluss fasst und diesen gemeinsamen Entscheid gegen aussen kommuniziert. (Kollegialsystem) Der Entscheid wird von den einzelnen Regierungs- oder Behördenmitgliedern mitgetragen, auch dann, wenn sie der unterlegenen Minderheit angehört haben. Wie stände ein Bundesrat da um einen Entscheid der Behörde zu vertreten, wenn die Öffentlichkeit wüsste, dass er gar nicht dahintersteht. Er müsste gegen seine eigenen Argumente kämpfen und das wäre unfair und würde die Kompetenz (Souveränität) der Regierung als oberste Vollziehungs- und Verwaltungsbehörde schwächen. Und das würde wiederum den Staat als solchen schwächen.
[image: ]
Datenschutz
[image: ]
Unter dem Begriff „Datenschutz“ werden unterschiedliche Massnahmen verstanden. Zum einen der physische Schutz von Daten, bzw. Datenträgern (Register, Belege, Übertragungsnetze usw.) gegen Beschädigung oder Zerstörung (Feuer, Wasser, Magnetisierung) oder Diebstahl. Dieser körperliche Schutz wird eher als Datensicherheit bezeichnet.
· Der Schutz der Privatsphäre ist in der Bundesverfassung verankert! Die Bürger sollen prinzipiell einen Überblick haben können, wer, zu welchem Zweck, welche Daten sammelt, verändert, anders zusammenstellt und an Dritte weitergibt (Öffentlichkeitsprinzip). [image: ]

Was gehört zur „Persönlichkeit“? 

Alles was ihre Individualität ausmacht, Eigenschaften, die nur Ihnen zugeordnet werden können, das heisst Personendaten oder Daten, welche sich auf SIE als Individuum beziehen.

· Grundsatz: Personendaten dürfen nur weitergegeben werden an Personen, die ein eigenes oder als nicht Direktbeteiligte, ein rechtlich schutzwürdiges Interesse an der Kenntnis der Daten haben. Nur wenn das Interesse Dritter, z.B. des Gemeinwesens an der Bekanntgabe der Daten grösser ist als der Schutz der Daten des Betroffenen, soll die Bekanntgabe stattfinden dürfen.

· Im Zweifelsfall Legitimation abklären bevor aus Versehen Daten ausgeplappert oder veröffentlicht werden. Es ist kein Zeichen von Inkompetenz, sondern von Professionalität und Glaubwürdigkeit, wenn zuerst die Berechtigung der Datenbekanntgabe abgeklärt wird!
[image: ]
Was heisst das für SIE in der täglichen Arbeit?


[image: ]







1. Können Sie Geheimnisse für sich behalten?
2. Finden Sie es taktlos, wenn über Nichtanwesende intime Dinge erzählt werden?
3. Würden Sie einen Brief mit diskriminierenden Äusserungen über einen guten Bekannten vernichten?
4. Stellen Sie sich überrascht, wenn Ihnen eine Neuigkeit privater Natur berichtet wird, die sie schon längst kennen?
5. Würden Sie einem guten Freund KEINE Warnung zukommen lassen, wenn Sie dadurch einen Vertrauensbruch begehen müssten?
6. Finden Sie dass man nicht immer alles wissen muss?
7. Finden Sie es peinlich, wenn jemand öffentlich sein Herz ausschüttet?
8. Der Satz „hast du schon gehört“ oder „weisst du schon das Neuste“, gehört NICHT zu ihrem Vokabular.
9. Sie hören lieber zu
10. Sie finden tratschen langweilig
11. Sie diskutieren und analysieren lieber Sachverhalte als über Mitmenschen 

Zählen Sie bitte Ihre Anzahl JA und Nein 
[image: ]
Amtsgeheimnis:
Das Amtsgeheimnis ist eine gesetzliche Geheimhaltungspflicht, welche für Behördenmitglieder und Verwaltungsmitarbeiterinnen und Verwaltungsmitarbeiter besteht. 

[image: C:\Users\Bettina\AppData\Local\Microsoft\Windows\Temporary Internet Files\Content.IE5\L8UM0JM8\MC900230762[1].wmf]Was passiert, wenn sich jemand nicht an das Amtsgeheimnis hält? 
Art. 320 Schweizerisches Strafgesetzbuch (StGB)
1 Wer ein Geheimnis offenbart, das ihm in seiner Eigenschaft als Mitglied einer Behörde oder als Beamter anvertraut worden ist, oder er in seiner amtlichen oder dienstlichen Stellung wahrgenommen hat, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.
Voraussetzung  es muss ein Geheimnis vorliegen:
Eine Tatsache:
· die nicht öffentlich bekannt ist und
· die nicht öffentlich zugänglich ist
Tatsachen, die der verpflichteten Person anvertraut worden sind, oder von denen sie in der Ausübung des Amtes Kenntnis erlangt hat.
[image: ]
Beispiele:


Verarbeitung der Vorbereitungsaufgabe
Beispiel Einsichtnahme 

in Zivilstandsregister: Termin vereinbaren, Bücher bereitlegen, Spielregeln nochmals besprechen (keine Fotos, keine Abstammungsdaten von Adoptierten, keine Notizen in Bücher usw.)



Wie reagieren Sie als Zivilstandsbeamtin bei folgenden Fragen? 
Ist hier ein rechtlich schutzwürdiges Interesse höher zu bewerten als der Schutz der Privatsphäre?

Meine Mutter möchte mir nicht sagen wer mein Vater ist…

Meine Mutter war auf einem Familienfoto (Hochzeit ihrer Schwester im Jahr 1966) offensichtlich schwanger. Ich und mein Bruder sind jedoch erst nach der Heirat meiner Eltern (1970 und 1972) zur Welt gekommen…


Weitere Beispiele:

[image: C:\Users\moe\AppData\Local\Microsoft\Windows\Temporary Internet Files\Content.IE5\FEQP1OCO\MC900404035[1].wmf]Archivierung
Ein Archiv (lateinisch archium aus griechisch αρχείο(ν) archeío(n) ‚Regierungs-‘ oder ‚Amtsgebäude‘) ist eine Institution oder Organisationseinheit, in der Archivgut zeitlich unbegrenzt aufbewahrt, benutzbar gemacht und erhalten wird (Archivierung). (wikipedia)
Beispiele:




Archive sind Gedächtnisse und dienen der Rechtspflege und der Kulturpflege. Sie enthalten Dokumente, mit denen etwas belegt oder bewiesen werden kann (Beweis- und Erinnerungsstücke).

Ein öffentliches Archiv – wie ein Staatsarchiv – bewahrt und sammelt die Vollzugsverfahren, die Gesetze und Verordnungen über Jahrhunderte auf. Es dokumentiert den Rechtsstaat ( Öffentlichkeitsprinzip)

Die Archivierung (Vorgang) funktioniert ähnlich wie Buchhaltung. Dokumente werden „kontiert“ (einer Stelle im Registerplan zugeordnet) und in Archiv „verbucht“ (abgelegt). Unterschied: Es erfolgt keine Zahlung. Es gibt keine Unterscheidung in Kreditor/Debitor.

[image: ]Der sogenannte „Lebenszyklus“ von Dokumenten ist auf allen drei staatlichen Ebenen der gleiche und kann schematisch so festgehalten werden
Stufe 1:
Laufende Geschäfte (in Bearbeitung) – Ablage aufgrund der Registraturpläne/Aktenpläne. 
Beispiel Zivilstandsamt: Geschäftsfälle des aktuellen und der letzten zwei Monate sind immer griffbereit für alle. 
Stufe 2:
Unterlagen, die gelegentlich noch gebraucht werden oder z.B. über 10 Jahre aufbewahrt werden müssen.
Beispiel OR Art. 962, Abs. 1: Die Geschäftsbücher, die Buchungsbelege und die Geschäftskorrespondenz sind während zehn Jahren aufzubewahren.
Beispiel Zivilstandsamt: Abgeschlossene Monate kommen ins Zwischenarchiv im Amtsbüro selber. Die letzten zwei Jahre sind quasi griffbereit. Danach kommen sie ins „Verlies“. Ins definitive Zwischenarchiv für 50 Jahre!
Stufe 3:
Dauernde Aufbewahrung: rechtliche/historische Unterlagen: z.B. die Verfassungen und Gesetzestexte, Verträge, etc.
Beispiel Zivilstandsamt: Ereignisregister (Geburts- Todes- Eheregister) und Familienregister werden dauernd aufbewahrt.

Registratur, Zwischenarchiv und Endarchiv müssen räumlich strikt voneinander getrennt sein, damit klar ist in welchem „Stadium“ sich ein Dokument befindet. Doch wie gelangen Dokumente in die nächste „Stufe“? 

Nach Abschluss eines Geschäfts oder eines Geschäftjahres werden aus der aktuellen Registratur diejenigen Unterlagen ausgeschieden & vernichtet, die weder aus rechtlichen noch aus historischen Gründen aufzubewahren sind (Begleitzettel, Tageskopien, Doppel usw.). Alle übrigen Unterlagen werden dann nach Vorgaben des Registraturplanes ins Zwischenarchiv verbracht.

Weil die Archive der verschiedenen Stufen ständig wachsen, gilt es sie periodisch zu entlasten: 

Durch Überführung ins nächste Archiv (Protokolle, Jahresrechnungen, Statistiken). 
Durch Aussortierung von gewissen Unterlagen vor Endarchivierung (Korrespondenz, Buchhaltungsbelege usw.) Durch systematische Vernichtung von Unterlagen wie Stimmausweisen, Rechnungsjournale usw.



Bestandeserschliessung: Ziel = Unterlagen schnell wiederfinden

Bestandeserhaltung: Dokumente sind wie Mensch anzuschauen, der will auch nicht frieren oder schwitzen und wenn‘s ihm nicht mehr gut geht = Arzt

Benutzung: Archive sind öffentlich und müssen so organisiert und eingerichtet sein, dass der Zugang einfach ist. Der Archivplan resp. Registraturplan kann auch Auskunft/Anleitung geben, wie man die Benutzung durch interessierte Kundschaft abwickeln soll, damit man nichts falsch macht. Bei Unsicherheiten gibt Staatsarchiv Auskunft. Bei Unsicherheiten betreffend Datenschutz (was darf man zeigen resp. Ab wann öffentlich) = Gesetzesgrundlagen konsultieren (kantonales Archivgesetz und-Verordnungen) oder Staatsarchiv.

[image: ]
www.staatsarchiv.tg.ch

Neben Registratur- und Archivplänen findet man auf dieser Homepage viele weitere nützliche Informationen. 
Es können auch online-Recherchen (beispielsweise über die eigene Gemeinde oder den eigenen Familiennamen) gemacht werden.

Ich empfehle Ihnen auf die LAP-Vorbereitungen und insbesondere für Ihre Leistungsziel-Beispiele die entsprechenden Vorschriften im offiziellen Registratur- und Archivplan anzusehen: 


Ein Registraturplan ergibt sich aus Organigramm (Aufbau) der Verwaltungseinheit. Er ist thematisch aufgeteilt in Hauptgruppen, Untergruppen (Ressorts) und den jeweiligen Aufgabengebieten der Ressorts. 

[image: ]
[image: ]

In einem demokratisch organisierten Staat entscheidet am Schluss das Volk (die Regierten). Damit sich diese an der Politik (Meinungsbildungsprozessen) beteiligen können, bedarf es den freien Zugang zu Informationen. Im vorigen Thema haben wir gelernt, dass alle Bürger Zugang zu staatlichen Informationen haben müssen (Akten von Gemeinden, Kantonen und Bund), damit deren Handeln transparent und nachvollziehbar ist (und allenfalls korrigiert werden kann). Deshalb kommt einer professionellen Archivierung grosse Bedeutung zu. (Staatliche) Archive erfüllen drei (Haupt-)zwecke:

Beispiele von Archiven: Zivilstandsamt (Zivilstandsereignisse werden „archiviert“) anhand der drei Zwecke erklärt: Information der Bürger und Behörden ( Statistik über Wohnbevölkerung, Geburten, Todesfälle –> Konzepte erarbeiten, Probleme mit Demographie usw, staatliche Aufgabe erfüllen)

Kollektive Erinnerung: Ahnenforscher / Geschichtsforscher (Todesfälle infolge Pest in den Jahren xy)
Ablage und Archivierung meiner täglichen Arbeit

Ein bis zwei Beispiele für tägliche Arbeiten, bei denen ein Teil der Dokumente archivwürdig sind.
Genau beschreiben bei welcher Arbeit welche Daten/Akten wie abgelegt werden (Stufen 1-3 erklären)
Diese Beispiele brauchen Sie eventuell für die Abschlussprüfung (schriftlich oder mündlich)
Am einfachsten Flussdiagramm der PE‘s analysieren und Ablage/Archivierung daraus ableiten!

Beispiel Geschäftsfall Geburt im Zivilstandsamt: 

Stufe 1: Aktuelle Registratur im Geschäftsfall Geburt. Alle Akten, Dokumente/Urkunden, Zettel, Korrespondenz

Stufe 2: Nach erfolgter Beurkundung
Ablage von Geburtsmitteilung und Beurkundungsrelevanten Belegen (um die Beurkundung nachzuvollziehen, evt. Korrespondenzen mit Aktennotiz zusammenfassen)

Stufe 3: nach 2 Jahren ins Endarchiv für mindestens 50 Jahre
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Zielsetzung
1:.1.3.4.3 Archivierung

Ich kenne die verschiedenen Vorschriften fir die
Archivierung auf Stufe Kanton und Gemeinde und kann das
Prinzip der Archivbewirtschaftung in meinem Arbeitsumfeld
beschreiben.

Ich erklére, ob Dokumente aus den Vollzugsarbeiten
archiviert werden muissen. Wenn ja, zeige'ich die korrekten
Archivierungsformen und -fristen auf.
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Datenschutz

+ Physisch: Daten(tréiger) schiitzen

+ Personlict ivatsphére schiitzen

Gesetzliche Grundlage:
Art. 13 Bundesverfassung  Schutz der Privatsphire

© Jede Person hat Anspruch auf Achtung ihres Privat- und
Familienlebens, ihrer Wohnung sowie ihres Brief-, Post- und
Fernmeldeverkehrs.

2 Jede Person hat Anspruch auf Schutz vor Missbrauch inrer
personiichen Daten.
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Umfang und Dauer des Amtsgeheimnis

(alhg(ensbere«:h gegenaber:
Privaten

- Presse

= anderen Behérden

= Mitarbeitenden, die mit der betreffenden
Angelegenheit nichts zu tun und keine
Aufsichtsfunktion haben

-+ Dauer: Auch nach Beendigung
Amtstatigkeit oder Auflssung des
Dienstverhaltnisses

Ausnahme des Amtsgeheimnis
Art. 320 Schweizerisches Strafgesetzbuch (StGE)

2 Der Tateristnicht strafbar, wenner das Geheimnis mit schriftlicher
Einwilligung seiner vorgesetzten Behorde offenbart hat.
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Was ist ein Archiv?

Rechtspflege

Kulturpflege

Belege

Beweise

Dokumente

Verträge

Urteile

Vereinbarungen

Akten

Archive gibt es weltweit und in nahezu allen Kulturen und Lebensbereichen. 

Archive erscheinen sowohl in öffentlicher (z. B. Staaten, Kommunen) als 

auch privater Trägerschaft (z. B. Unternehmen, Vereine, Familien). Die 

meisten öffentlichen Archive arbeiten aufgrund von Archivgesetzen, die die 

Archivierung und die damit verbundenen Arbeitsfelder als öffentliche 

Pflichtaufgabe deklarieren. Zusammen mit anderen Gedächtnisinstitutionen

wie Bibliotheken, Dokumentationsstellen oder Museen bilden Archive das 

kulturelle und rechtlich-administrative Gedächtnis eines Staates, 

einer Kommune oder einer Region. 

Quelle: wikipedia

Gedächtnis Erinnerung
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Was ist ein Archiv?

Rechtspflege

Kulturpflege

Belege

Beweise

Dokumente

Verträge

Urteile

Vereinbarungen

Akten

Archive gibt es weltweit und in nahezu allen Kulturen und Lebensbereichen. Archive erscheinen sowohl in öffentlicher (z. B. Staaten, Kommunen) als auch privater Trägerschaft (z. B. Unternehmen, Vereine, Familien). Die meisten öffentlichen Archive arbeiten aufgrund von Archivgesetzen, die die Archivierung und die damit verbundenen Arbeitsfelder als öffentliche Pflichtaufgabe deklarieren. Zusammen mit anderen Gedächtnisinstitutionen wie Bibliotheken, Dokumentationsstellen oder Museen bilden Archive das kulturelle und rechtlich-administrative Gedächtnis eines Staates, einer Kommune oder einer Region. 



Quelle: wikipedia

Gedächtnis

Erinnerung









Archive sind Gedächtnisse und dienen der Rechtspflege und der Kulturpflege. Sie enthalten Dokumente, mit denen etwas belegt oder bewiesen werden kann.

Beweis- und Erinnerungsstücke.



Ein öffentliches Archiv – wie ein Staatsarchiv – bewahrt und sammelt die Vollzugsverfahren, die Gesetze und Verordnungen über Jahrhunderte auf. Es dokumentiert den Rechtsstaat ( Öffentlichkeitsprinzip)



Die Archivierung (Vorgang) funktioniert ähnlich wie Buchhaltung. Dokumente werden „kontiert“ (einer Stelle im Registerplan zugeordnet) und in Archiv „verbucht“ (abgelegt). Unterschied: Es erfolgt keine Zahlung. Es gibt keine Unterscheidung in Kreditor/Debitor.
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Wz ist ein Archiv?
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Stufe 3: Endarchive

Staats-

archive

Gemeinde-

archive

Bundes

-archiv

• Archivverzeichnis (Datenbank)

• Wenn möglich Übernahme des 

Registraturplanes

Bestandes-

erschliessung

• Raumklima (18°C, 50% Luftfeuchtigkeit)

• Alterungsbeständige, feuersichere  

Verpackung

• Restauration bei Bedarf

Bestandes-

erhaltung

• Öffentlich zugänglich

• Einrichtung / Infrastruktur darauf ausrichten

• Ausgebildetes Personal

Benutzung

• Gleiche Prinzipien und Rechtsgrundlagen wie 

bei Papierarchiv

Elektronische 

Archivierung
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Stufe 3: Endarchive









Bestandeserschliessung: Ziel = Unterlagen schnell wiederfinden



Bestandeserhaltung: Dokumente sind wie Mensch anzuschauen, der will auch nicht frieren oder schwitzen und wenn‘s ihm nicht mehr gut geht = Arzt



Benutzung: Archive sind öffentlich und müssen so organisiert und eingerichtet sein, dass der Zugang einfach ist. Der Archivplan resp. Registraturplan kann auch Auskunft/Anleitung geben, wie man die Benutzung durch interessierte Kundschaft abwickeln soll, damit man nichts falsch macht. Bei Unsicherheiten gibt Staatsarachiv Auskunft. Bei Unsicherheiten betreffend Datenschutz (was darf man zeigen resp. Ab wann öffentlich) = Gesetzesgrundlagen konsultieren (kantonales Archivgesetz und-Verordnungen) oder Staatsarchiv.



Elektronische Archivierung: 

Infrastruktur

Koordinationsstelle?
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Staats-archive





Gemeinde-archive





Bundes-archiv



















Bestandes-erschliessung





Archivverzeichnis (Datenbank)





Wenn möglich Übernahme des Registraturplanes





Bestandes-erhaltung





Raumklima (18°C, 50% Luftfeuchtigkeit)





Alterungsbeständige, feuersichere  Verpackung





Benutzung





Öffentlich zugänglich





Einrichtung / Infrastruktur darauf ausrichten





Elektronische Archivierung





Restauration bei Bedarf





Ausgebildetes Personal





Gleiche Prinzipien und Rechtsgrundlagen wie bei Papierarchiv

























Stufa 3: Endarchive
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Ausschnitt aus Archiv- und 

Registraturplan

(www.staatsarchiv.tg.ch)


Microsoft_PowerPoint_Slide2.sldx


Ausschnitt aus Archiv- und Registraturplan
(www.staatsarchiv.tg.ch)









Ein Registraturplan ergibt sich aus Organigramm (Aufbau) der Verwaltungseinheit. Er ist thematisch aufgeteilt in Hauptgruppen, Untergruppen (Ressorts) und den jeweiligen Aufgabengebieten der Ressorts. 
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image22.png
Archive als Tell des
Rechtsstaats

‘Was sind die Merkmale eines
Rechtstaats?

*Verfassung, die von Regierten (Volk) beschlossen wurde.
*Trennung der staatlichen Gewalten (Legislative, Exekutive, Judikative)
*Ein geregeltes Gesetzgebungsverfahren mit politischer Beteiligung
(Entscheidungsfindung) der Regierten (Volk).

*Ein geregeltes Vollzugsverfahren mit Revisionsmoiichkeiten fur die
Betroffenen (Verwaltungsgerichtsbarkeit): Moglichkeit der Ergreifung von
Rechtsmitteln und Weiterfihrung an obere Behorden, Rechtliches Gehar
usw.

*Ein geregeltes Gerichtswesen mit Revisionsmoglichkeiten fur Klager und
Beklagte (Zivil- und Strafgerichtsbarkeit)

*UND: ein offentiiches Archivwesen, welches die genannten Vorgange und
Geschehnisse dokumentiert!




image23.png
Zusammenfassung: Aufgaben
(Zweck) elnes Archivs

“Wahrung des
‘Offentichicatsprire

Information der et Mermal

TSRS ) demokratisch organiderten
Rechissiaste

+Da Behbrden & Verwaltung.
die eigenen Aktenans Archiv.
‘abgeben, konnen diese
T Spater einen Baitrag zur
oden Verane YRR
= Verwaltungskontinuitst des
P demokratisch organisierten
4 Rechtstaats leisten.

eBeitrag zur kulturellen Idertitat
‘der demokratisch verfassten
Gesellschaft indem sich auch
kunftige Generstionen hrer
Herkunf (Geschichte)
vergewissern konnen.




image1.gif




